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Die Auslegungslehre als implizite Sprachtheorie der Juristen

Die Chancen und Schwierigkeiten der Interdiszi-
plinarität
Die sprachwissenschaftliche Analyse.1 betrifft ein zentrales Element der Ju-
risprudenz: die Sprache wird gemeinhin als wichtigstes Instrument der Juristen
bezeichnet. Hier ist die Steuerungskraft des Gesetzes und die Legitimität richter-
lichen Handelns zu verorten.

Ein erster Ansatzpunkt für die Zusammenarbeit von Juristen und Linguisten muß
die Explikation und Kritik der in der Jurisprudenz vorhandenen Sprachtheorie
sein. In jeder Geisteswissenschaft ist, wie der Linguist Fritz Hermanns formuliert,
ein Repräsentant aller anderen Wissenschaften vorhanden. Diese implizite
juristische Sprachtheorie hat bisher als Fluchtburg gedient, um sich der Kritik
durch empirische Disziplinen zu entziehen. Erst wenn man diese Fluchtburg
der Theorie verläßt, kommt die Sprache als Infrastruktur für die praktische
juristische Arbeit in den Blick.

1Schon 1985 gab es eine fast dreihundert Seiten starke Bibliographie von Ulrich Reiten-
meyer, Studien zur juristischen Kommunikation, Tübingen 1985. Zur engeren Geschichte
und Vorgeschichte rechtslinguistischer Ansätze in der Jurisprudenz vergleiche Dietrich Busse,
Juristische Semantik, Berlin 1993. Als erstes im strengen Sinn interdisziplinäres Projekt ist
dabei das sogenannte Darmstädter Programm einer Textanalyse anzusehen (ebd. S. 140 ff).
Heute wären die Arbeiten der sogenannten Heidelberger Gruppe der Rechtslinguistik zu nennen,
die sich aus einer Zusammenarbeit von Linguisten und Juristen ergeben. Vergleiche dazu
Friedrich Müller/Rainer Wimmer (Hrsg.), Neue Studien zur Rechtslinguistik, Berlin 2001 in
Erscheinen, sowie das von Rainer Wimmer zum Thema herausgegebene Heft der Zeitschrift
„Sprache und Literatur“, 29. Jahrg. 1998, Heft 81 Seither hat sich dieses Forschungsinteresse
quantitativ und qualitativ noch verstärkt. Im Jahre 2001 steht die Jahrestagung des „Instituts
für deutsche Sprache“ unter dem Thema „Sprache und Recht.“
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Die tradierte Auslegungslehre als implizite
Sprachtheorie
Für die herkömmliche Auslegungslehre hat der Richter nur die Entscheidungskom-
petenz. Die Kompetenz zur Maßstabssetzung ist davon aber strikt getrennt und
liegt beim Gesetzgeber. Nur das Gesetz ist als „gesetzgeberische Weisung“ oder
Direktive in der Lage, dem Richter für sein Tun einen Maßstab zu verschaffen.
Legitimiert ist der Richter nur, wenn er die im Gesetz vorgegebenen Maßstäbe
getreu nachvollzieht2.

Diesen Maßstab zu sichern ist die Aufgabe der Auslegungslehre. Herkömm-
lich werden für die Beschreibung der Arbeit der Gerichte drei Bezugspunkte
verwendet: der Gegenstand der Auslegung, ihre Ziele und ihre Mittel

Was ist Gegenstand der Auslegung?
Der Gegenstand der Auslegung wird von der herkömmlichen Theorie im Sinne
eines idealen Bedeutungsgegenstandes aufgeladen zu einer lex ante casum. Der
Text hat eine Bedeutung, welche die Fallentscheidung schon enthält.

Die klassische Auslegungslehre ist damit nicht nur ein Modell zur Rechtfertigung
juristischen Handelns, sondern gleichzeitig eine Theorie sprachlicher Bedeutung.
Allerdings hat sie eine wesentliche Schwachstelle. Sie beruht auf der Voraus-
setzung, dass sich eine volle und mit sich selbst identische Textbedeutung als
sicherer Ausgangspunkt für weitere Ableitungen und juristische Entscheidungen
nachweisen lässt, welche die Rechtfertigungsfrage weg vom Richter und hin
zur objektiven Instanz des Gesetzes verschiebt. Wenn man „normativ“ all die
Umstände nennt, die der anstehenden Entscheidung ihre Richtung geben, so ist
diese Normativität in der klassischen Lehre sowohl vom Entscheidungssubjekt
als auch vom Argumentationsprozess vollkommen abgelöst und in die Sprache
projiziert. Die Sprache wird hier zur Quelle der Normativität.

Wo liegt das Ziel der Auslegung?
Die Stabiliät der Sprache des Gesetzes soll durch die Bindung an das Ausle-
gungsziel garantiert werden.

Bindung an den Ursprung: Die subjektive Lehre

Die klassische subjektive Lehre verwendet das Prinzip der Autorschaft mit dem
Ziel, dem juristischen Diskurs einen Mittelpunkt zu verschaffen. Der Autor

2Deutlich etwa bei Looschelders/Roth, Juristische Methodik im Prozeß der Rechtsanwen-
dung, 1996, S. 131, die von folgendem Regelfall ausgehen: „Wenn der Gesetzgeber einen
bestimmten Ausdruck verwendet, verbindet er mit diesem Ausdruck gedanklich einen bes-
timmten Inhalt; diese gedankliche Verknüpfung mit einem (gesetzlichen) Inhalt macht den
Ausdruck zu einem (juristischen) Begriff. Aufgabe des Interpreten ist, jene Verknüpfung
nachzuvollziehen, damit er den Ausdruck ... im selben Sinn wie der Gesetzgeber als Begriff
versteht.“
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fungiert als Einheit und Ursprung der Bedeutung. Von ihm verlangt man,
dass er den im Text verborgenen Sinn offenbart, den Zusammenhang und die
stabile Bedeutung garantiert. Die damit beschriebene Autorenfunktion3 soll im
Völkerrecht von den Vertragsparteien bzw. sonst vom Gesetzgeber übernommen
werden. Die Gedanken des Autors stehen hinter dem Zeichen des Normtextes
und machen sie zu einem sinnvollen Ganzen4.

Dieses Auslegungsmodell der subjektiven Lehre hat aber nie funktioniert. Das
wird deutlich, wenn man die Verknüpfung des gesetzgeberischen Willens nicht mit
dem Gedanken, sondern mit der Sprache betrachtet: „Gegen die realpsychische
Zurechnung des Gesetzes auf den Willen ist jedoch insbesondere der Einwand
zu erheben, dass sie an dem Wesen der Rechtssetzung vorbeisieht und damit
die sprachlichen Qualitäten des Gesetzes verkennt (... ). Die Setzung bedeutet
als Vorgang der sprachlich-logischen Sphäre eine Objektivierung, welche ihren
Gegenstand dem Vorgang subjektiver Willensbildung entzieht und ihm ein
Eigendasein zuweist“5. Dieses von Forsthoff nicht weiter entfaltete Argument ist
unter Berücksichtigung sprachphilosophischer Erkenntnisse tatsächlich geeignet,
das von der subjektiven Lehre in Anschlag gebrachte Repräsentationsmodell
an einem zentralen Punkt in Frage zu stellen. Denn bei der Vorstellung, dass
hinter dem Gesetz ein formierender Wille steht, den der Normtext nachträglich
verkörpert, wird tatsächlich die Sprache auf ein bloßes Ausdrucksmedium ohne
Eigengewicht reduziert6. Diese Reduktion ist der Schwachpunkt einer Lehre,
nach der die Textbedeutung durch die Absicht des Textproduzenten festgelegt
ist. Eine Absicht ist nämlich immer etwas Bestimmtes, und eine bestimmte
Absicht kann man nur im Rahmen einer bestimmten Sprache haben7. Das heißt,
dass die Absicht nicht vom Sprachsystem unabhängig ist, sondern sich in dieses
einschreibt8. Daher kann man nicht von einer vorausdrücklichen Intention auf
die Bedeutung des Textes schließen, sondern nur umgekehrt von der Bedeutung
eines Textes auf die Intention9. Die Intentionalität des Textproduzenten muss
anknüpfen an ein bestimmtes System sprachlicher Bedeutungen10. Aus diesem

3Vgl. zur Beschreibung der Autorenfunktion und ihrer Rolle als Verknappungsprinzip im
Diskurs: Foucault, Die Ordnung des Diskurses, 1977, S. 18 ff.

4Vgl. zu dem damit gesetzten Repräsentationsmodell: Haug, Zur verfassungsrechtlichen
Bedeutung der objektiven Auslegung von Gesetzen, DÖV 1962, 329, 330 f.

5Forsthoff, Recht und Sprache, 1940, S. 45.
6Vgl. zur Kritik an dieser Reduktion: Derrida, Die Stimme und das Phänomen, 1979,

S. 79 ff.; vgl. weiterhin Lyotard, Der Widerstreit, 1987, S. 229 (Nr. 188).
7Vgl. dazu Wittgenstein, Philosophische Untersuchungen, 1971, Randbemerkungen unter §

38. Auch §§ 337 ff., 358. Zusammenfassende Darstellung bei E. v. Savigny, Die Philosophie der
normalen Sprache, 2. Aufl. (1980), S. 36 ff. Kurze Darstellung der sprachphilosophischen Kritik
am sinnkonstitutiven Subjekt auch bei Wellmer, Zur Dialektik von Moderne und Postmoderne.
Vernunftkritik nach Adorno, in: ders., Zur Dialektik von Moderne und Postmoderne, 1985, S.
48ff., 77 ff.

8Vgl. dazu Derrida, Signatur, Ereignis, Kontext, in: ders., Randgänge der Philosophie,
1976, S. 124 ff., 150.

9Vgl. dazu auch Frank, Das individuelle Allgemeine, 1985, S. 251 ff. wo am Beispiel der
Position Hirschs gezeigt wird, dass der Rekurs auf „authorial meaning“ keineswegs auf die
Individualität des Autors zurückführt.

10Vgl. zu diesem Problem die grundlegende Auseinandersetzung Derridas mit Husserl:
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Grund kann der gesetzgeberische oder auktoriale Wille nicht als archimedischer
Punkt außerhalb der Sprache angesehen werden, welcher gegenüber der Vielfalt
der Interpretationen den identischen Textsinn wahrt11. Der vorausdrückliche
Wille kann sich mit dem Normtext nur nach Maßgabe einer Ordnung verknüpfen,
die für ihre Formulierbarkeit auf die Sprache verwiesen ist12. Damit kommt
die äußerliche sprachliche Form der vorgeblich reinen Innerlichkeit des Willens
zuvor.

Bindung an den Gegenstand: Die objektive Lehre

Wenn es für die Bindungen des Richters keinen sicheren Ursprung gibt, dann
liegen diese Bindungen vielleicht im Gegenstand: dem Text. Aus dem Argument,
dass der gesetzgeberische Wille nur in einem Textformular mit allgemein ver-
ständlichen Zeichen für den Adressaten verstehbar ist, wird hier also gefolgert,
das Ziel der Auslegung könne nicht die Wiederherstellung eines vom Autor in-
tendierten Wortsinnes sein, sondern nur der dem Text immanente objektive Sinn
des Gesetzes selbst. Der gesetzgeberische Wille gleicht in diesem Modell einem
Bahnreisenden, der, nachdem er seine Fahrkarte gelöst hat, unabhängig von
seinem Zutun und ohne weitere Steuerungsmöglichkeiten an einen Ort befördert
wird, welcher nach dem Fahrplan schon vorher feststand. Der Auslegende kann
sich hier damit begnügen festzustellen, dass der Autor X bei der sprachlichen
Objektivierungsstelle ein Ticket gelöst hat, und sich danach auf das Studium
der (sprachlichen) Fahrpläne beschränken.

Mit dieser Konstruktion wird von der objektiven Lehre ein Prinzip der diskursiven
Verknappung in Anspruch genommen, das Foucault unter dem Stichwort „Kom-
mentar“ beschrieben hat13. Im Rahmen dieser Figur kommt dem Sekundärtext
die Aufgabe zu, zum ersten Mal das zu sagen, was im Text schon immer angelegt
war, und unablässig das zu wiederholen, was eigentlich nie gesagt worden ist.
Diese maskierte Wiederholung soll den Zufall des Diskurses bannen, indem sie
ihm das Zugeständnis macht, dass das Neue zwar nicht im Inhalt der Aussage,
aber im Ereignis ihrer Wiederkehr liegt. In seiner Analyse beschreibt Foucault
die Kommentierung als ein spezifisches Verfahren der Kontrolle14, wonach die
Arbeit der Kommentatoren mittels sekundärer Texte die Bedeutung der Primär-
texte repetiert, festschreibt und auf die Reproduktion eines vorgegebenen Sinns
verpflichtet15. Die Interpretation ist damit nicht offen gegenüber einer Anzahl
untereinander vergleichbarer Lesarten, sondern gefordert ist die eine authen-

Derrida, Die Stimme und das Phänomen, 1979, passim.
11Vgl. dazu auch Frank, Was ist Neostrukturalismus?, 1983, S. 25 ff.
12Vgl. als knappe Darstellung der bei Derrida, Die Stimme und das Phänomen, 1979,

entwickelten Kritik: Frank, Was ist Neostrukturalismus?, 1983, insbes. S. 288 ff. Dort auch die
Parallelisierung der Position Derridas zur sprachanalytischen Position Tugendhats im Hinblick
auf die Kritik an einem vorsprachlichen Bewusstsein.

13Foucault, Die Ordnung des Diskurses, 1977, S. 16 ff., insbes. S. 18.
14Es geht dabei nicht um ein Einschließen oder Einsperren des Diskurses, sondern um seine

innere Formation. Vgl. dazu Deleuze, Foucault, 1987, S. 63, 83 ff., 85 und öfter.
15Vgl. zur Stabilisierungsfunktion juristischer Dogmatik die Untersuchung von Harenburg,

Die Rechtsdogmatik zwischen Wissenschaft und Praxis, 1986, S. 184 ff., 201 ff.
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tische Interpretationsweise, welche entweder getroffen oder verfehlt wird. Die
Möglichkeit des Verfehlens ist dabei nur eine empirische Einschränkung, die
sich einzig aus der Tatsache herleitet, dass es keine absolut zuverlässige Technik
des Verstehens gibt. Dies kann jedoch nichts daran ändern, dass alles, was wir
tatsächlich verstanden haben, auf den objektiven Sinn des Textes zurückzuführen
ist. Es geht also bei dieser juristisch säkularisierten Form der Inspirationslehre16

[Anm.: ich bin in der Theologie nicht so stark, aber liegt die Inspirationslehre
nicht näher bei der subjektiven Lehre?] nicht um die Produktion einer Entschei-
dung, sondern um die Affirmation eines bereits Vorentschiedenen17. Man glaubt
an eine geregelte Sprache, in welcher der fragliche Sachverhalt bereits klassifiziert
ist; diese soll vom Auslegenden lediglich nachgesprochen werden18.

Welches sind die Mittel der Auslegung?
Für die herkömmliche Lehre sind die Instrumente der Auslegung eine Art von
Förderband, welches die in der Sprache enthaltene normative Bedeutungssub-
stanz zum Anwender schafft. Die grammatische Auslegung liefert die atomistisch
verstandene Bedeutung eines Wortes. Wenn das nicht gelingt, kann man mit
Hilfe der systematischen Auslegung den einzelnen Rechtsbegriff in das harmonis-
tisch verstandene Ganze der Rechtsordnung einfügen und so seine Bedeutung
erkennen. Die teleologische Auslegung erlaubt schließlich, bei noch verbleibenden
Fragezeichen den Willen des Gesetzgebers bzw. des Gesetzes heranzuziehen. Ins-
gesamt werden die canones der Auslegung damit substantialisiert als Instrumente
zur Feststellung eines vorgegebenen Bedeutungsgehalts.

Hergestellte statt vorgefundener Normativität
1. Holistische Struktur statt Substantialität
Die objektivistische Auffassung erklärt sich zunächst aus der Situation, in der
Juristen auf Sprache stoßen. Der Ausgangspunkt für die Spracharbeit der Juristen
ist die Krise. Kommunikation läuft nicht als reibungslos eingespielte Gewohnheit,
wo Unklarheiten entweder einvernehmlich beseitigt oder als irrelevant behandelt
werden. Vielmehr besteht über die Fortsetzung der Kommunikation Streit.

16Vgl. dazu Haug, Zur verfassungsrechtlichen Bedeutung der objektiven Auslegung von
Gesetzen, in: DÖV 1962, S. 329 ff., 331 „(...) Nach der Inspirationslehre werden wirkliche
Gedanken Gottes, nicht solche des Verkünders erkannt. Allerdings wird auch in der Jurispru-
denz behauptet, der Jurist müsse bei der Auslegung auf die Stimme des ,objektiven Geistes’
lauschen, um der Rechtsidee Geltung zu verschaffen. Diese (wohl unbewußte) Parallele von
objektivem Geist und Heiligem Geist muß jedoch bei näherem Zusehen erschrecken“. Vgl.
als positive Aufnahme der Beziehung zur Theologie und sogar zu Orakelsprüchen: Radbruch,
Rechtsphilosophie, 1973, S. 208 f.

17Kritisch zum Bild des „Nachsprechens“ auch Kirchhof, Die Bestimmtheit und Offenheit
der Rechtssprache, 1987, S. 23.

18Vgl. dazu Foucault, Die Ordnung des Diskurses, 1977 S. 18: „Das unendliche Gewimmel
der Kommentare ist vom Traum einer maskierten Wiederholung durchdrungen: an seinem
Horizont steht vielleicht nur das, was an seinem Ausgangspunkt stand: das bloße Rezitieren“.
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Dieser wurde durch Einschaltung von professionellen Juristen, durch Anfertigung
von Schriftsätzen, Ausgestaltung eines Verfahrens usw. allmählich auf den
Gesetzestext hingeführt, um dessen Lesart jetzt ein Konflikt besteht.

Eine erste und sicher naheliegende Reaktion auf diese Krise ist, auf die Sprache
selbst zurück zu gehen. Darauf was die Wörter, um die Streit besteht, wirklich
bedeuten. Daher neigt man dazu, die Bedeutung der einzelnen Worte zu isolieren.
In der Sprachwissenschaft ist heute allerdings anerkannt, daß sich eine funk-
tionierende Sprache nur als Gesamtheit beschreiben läßt. Die Bedeutung eines
einzelnen Wortes verweist auf die entwicklungsoffene Gesamtheit aller anderen
und kann vielleicht nur im Zusammenhang gemeinsamer Überzeugungssysteme
bestimmt werden.19 Die Sprache läßt sich nicht begreifen nach der Architektur
der Großrechner, wo es eine Zentraleinheit gab, in der die Regeln gespeichert
waren, und Terminals, wo diese Regeln lediglich angewendet wurden. Vor allem
die Sprachgeschichte hat gezeigt, daß die Ordnung der Sprache nach dem Muster
des Marktes als “invisible-hand-Phänomen“ entsteht.20 Sie gleicht eher einem
Netz, dessen Architektur vom einzelnen Nutzer – mehr oder weniger relevant –
mitgestaltet wird.

Die Hoffnung der Juristen darauf, dass ihnen das Wörterbuch mit seinen Bedeu-
tungsbeschreibungen die Arbeit abnehmen könnten, trügt zwangsläufig. Eine
durch die Sprache in Gestalt der Bedeutung sprachlicher Ausdrücke vorgegebene
Grenze finden sie nicht. Sie finden allenfalls Hinweise auf immer weitere Vari-
anten des Sprachgebrauchs und Belege für dessen Vielfalt und Reichtum. Sie
finden also eher das Gegenteil genau jener, die eine Bedeutung als die einzig
mögliche Wortverwendung auszeichnende Grenze, auf die es den Juristen im
Dienste einer Untermauerung ihrer Rechtsmeinung ankommt.

Vor dem Hintergrund des semantischen, und weiter praktischen Holismus er-
scheint das Konzept des sprachlichen Fehlers in einem ganz anderen Licht, als
es dem Verlangen nach einer Begründung juristischer Entscheidungen durch
Sprache recht sein kann. Vor dessen Hintergrund markieren sprachliche Fehler
nicht mehr als einen "Grenzwert des Verständlichen"21, "d.h. ihr Bereich beginnt
dort, wo es nicht mehr möglich wäre, eine Wortgebrauchs- und Urteilspraxis als
konsistent zu verstehen."22

19Der sogenannte Holismus der heutigen Sprachwissenschaft ist keineswegs eine radikale
Neuerung. Besonders in der deutschen von Humboldt herkommenden Tradition war er immer
anerkannt: “Es gibt nichts einzelnes in der Sprache, jedes ihrer Elemente kündigt sich nur
als Teil eines ganzen an“ Wilhelm von Humboldt, über das Vergleichen des Sprachstudium in
Beziehung auf die verschiedenen Epochen der Sprachentwicklung, in: derselbe, Schriften zur
Sprachphilosophie, Werke in fünf Bänden, Bd. III, Darmstadt 1963, S. 10. Der neuerliche
Akzent auf diesen Holismus knüpft vor allem an die Sprachphilosophie Donald Davidsons an:
vgl. dazu Schaedler-Om, der soziale Charakter sprachlicher Bedeutung und propositionaler Ein-
stellungen, Würzburg 1997, S. 35 ff., sowie das grundlegende Werk von V. Mayer, Semantischer
Holismus, Berlin 1997.

20Vgl. dazu das grundlegende Werk von Rudi Keller, Sprachwandel, 2. Auflage Tübingen,
Basel 1994, vor allem S. 87 ff.

21Glüer, Sprache und Regeln. Zur Normativität von Bedeutung, Berlin 1999, S. 65.
22Glüer, Sprache und Regeln. Zur Normativität von Bedeutung, Berlin 1999, S. 28.
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Daraus folgt aber auch, daß jede Korrektur eines Sprechers riskant und be-
gründungsbedürftig ist: "Dementsprechend sind weder Artikulation noch Ver-
ständnis nur reproduktiv; sie sind vielmehr auch unkontrollierbar schöpferisch,
und jede individuelle Sinnzuweisung verschiebt die geltenden Grenzen der se-
mantischen Normalität."23 Der Rekurs auf eine in Bedeutungsbeschreibungen
bzw. -erklärungen festgeschriebene und damit dem Sprachgebrauch buchstäblich
"vorgeschriebene" Bedeutung kann nicht als Vorgabe für die Entscheidung über
Sinn und Unsinn und damit über die Möglichkeiten und Grenzen einer Ver-
wendung sprachlicher Ausdrücke einspringen. Die ist im übrigen der Grund
dafür, dass Wörterbuch, Lexikon, sowie alle sonstigen anerkannten und selbster-
nannten Autoritäten in Sachen Sprache mit ihren Bedeutungserklärungen und
-definitionen immer wieder nur Beispiele über Beispiele für den Sprachgebrauch in
bestimmten Kontexten geben können. Sie liefern "keine gemeinsame Grammatik,
keine gemeinschaftlichen Regeln, keine tragbare Interpretationsmaschine, die so
eingestellt ist, dass sie die Bedeutungen beliebiger Äußerungen ausspuckt."24

Normativität wird in der Sprache nicht vorgefunden, son-
dern hergestellt
Als Zwischenergebnis ist zweierlei festzuhalten: Erstens sind Sprachregeln eine
soziale Praxis, die vom Sprecher mitgeformt wird. Zweitens ist jede Beschrei-
bung wegen des holistischen Charakters der Sprache mit der Einschränkung
der Beobachterperspektive zu versehen. Was bedeutet dies nun für die in der
juristischen Sprachtheorie gesuchte Normativität?

Natürlich hat Sprache mit Normativität zu tun. Sie ist, jedenfalls wenn man vom
Regelbegriff in der Tradition Wittgensteins ausgeht, tendenziell normativ. Wenn
ein Sprecher das Wort ergreift, beansprucht er mit seiner Sprachverwendung
Korrektheit. Dieses Problem wurde zunächst unter dem Stichwort Sprachnormen
in der Linguistik diskutiert. Neuerdings spricht man aber auch in der analytischen
Philosophie von einer „normativistischen Wende“. Fraglich ist, ob die Ergebnisse
dieser Diskussion den Juristen beim Abtragen ihrer Begründungslasten helfen
können?

In der strukturalistischen Linguistik waren Sprachnormen zunächst die Auswahl
aus mehreren Möglichkeiten des Sprachsystems. Ein Nachhall dessen findet sich
noch bei Lyotard, wenn er das Äußern eines Satzes als Unrecht gegenüber den
unterdrückten Möglichkeiten der Sprache begreift.25 Mit der pragmatischen
Wende in den Sprachwissenschaften wurde dieser methodische Begriff ersetzt
durch einen sozialen, wonach Sprachnormen als Institutionen in der kommu-

23Gloy, Sprachnormen als ’Institutionen im Reich der Gedanken’ und die Rolle des Individu-
ums in Sprachnormierungsprozessen, in: Mattheier (Hg.), Norm und Variation, Frankfurt/M.
/ Berlin / Bern / New York / Paris / Wien 1997, S. 27 ff., 30.

24Davidson, Eine hübsche Unordnung von Epitaphen, in: Picardi / Schulte (Hg.), Die
Wahrheit der Interpretation. Beiträge zur Philosophie Donald Davidsons, Frankfurt/M. 1990,
S. 203 ff., 226.

25Vgl. Warmer / Gloy, Lyotard. Darstellung und Kritik seines Sprachbegriffs 1995: 105 ff.
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nikativen Praxis anzusehen sind.26 Sie dienen den Zwecken der Vereinfachung
und Stabilisierung von Kommunikation. Dabei wird aber betont, dass diesen
Sprachnormen keinerlei legitimierende Rolle zukommt, sondern sie jederzeit
gekündigt werden können, wenn die Zwecke der Kommunikation es fordern oder
erlauben.

Mit diesen beiden Begriffen ist aber die Problemebene, auf welcher die Juristen
auftreten noch nicht erreicht. Juristen braucht man erst im Kommunikation-
skonflikt, wo unterschiedliche Sichtweisen des Sachverhalts und unterschiedliche
Lesarten des Normtextes antagonistisch aufeinander treffen. In dieser Situation
kann man sich nicht darauf beschränken, auf die Normativität als implizite
Tendenz der Sprache zu verweisen. Vielmehr stehen sich zwei Versuche zur
Instituierung dieser Normativität unversöhnlich gegenüber. Man kann sich auch
nicht über diese Verschiedenheit und Vielfalt der Sprache freuen, sondern muss
eine Entscheidung treffen. Damit stößt man auf das Problem der Kodifikation
von Sprachregeln: „Den meisten Regeln bzw. Handlungsmustern, denen wir
täglich folgen, folgen wir blind, d.h. ohne eine Beschreibung dieser Regeln
im Kopf zu haben. Normen – im Unterschied zu anderen Regeln – verlangen
dagegen nach Beschreibungen bzw. Formulierungen, und zwar deswegen, weil
Normierer und Normenadressaten (diejenigen, die einer Norm unterliegen) auf
den Gegenstand der Norm verweisen können müssen (...).“27 Für Sprachnormen
ist charakteristisch, dass sie sich Verbindlichkeitscharakter beilegen und ihren
Anlass in einem Sprachkonflikt finden.28 Diese Art von Sprachnormen verhält
sich zum Kommunikationskonflikt metasprachlich und es stellt sich die Frage,
woher sie ihre Legitimität beziehen kann?

Gerade die „normativistische Wende“ in der analytischen Philosophie bestätigt
nun die schon in der Linguistik erarbeitete Position, dass die Sprache selbst
diese Legitimität nicht zu liefern vermag. Die normative Tendenz ist danach der
Sprache implizit und kann gerade nicht die Gestalt expliziter Regeln annehmen,
weil der Sinn der dabei verwendeten Begriffe bereits die Existenz von Nor-
men voraussetzen würde.29 Sprache entscheidet nur über Verständlichkeit. Ob

26Gloy, Sprachnormen als ’Institutionen im Reich der Gedanken’ und die Rolle des Individu-
ums in Sprachnormierungsprozessen. In: Mattheier Klaus J. (Hrsg.): Norm und Variation,
Frankfurt/M., Berlin, Bern, New York, Paris, Wien 1997 S: 27 ff.; derselbe, Sprachnormen-
forschung in der Sackgasse? In: Beiträge zur Geschichte der deutschen Sprache und Literatur
115,1993: 30 ff.

27Wimmer, (1983): Sprachkritik und reflektierter Sprachgebrauch. In: Sprache und Literatur,
S. 3 ff, 7. Wimmer stellt den metasprachlichen Charakter der Normformulierung in den
Vordergrund. Während Gloy stärker auf den Bezug zur sprachlichen Normalitätserwartung
abstellt. Das weist auf den "Charakter der Normen als Sinngrößen mit sozialer Geltung
bei den Handelnden" (Gloy 1997: 31.) hin. "Normen sind intentionale Sachverhalte; sie
sind gewollt bzw. werden als von anderen gewollt (als deren normative Erwartungen) erlebt
und erlegen bestimmte Verpflichtungen, etwas zu tun oder zu unterlassen auf. Als derartige
Sinngebilde stellen sie interpretative Konzepte der Sprachpraxis dar, die in vielen Fällen für
die Beschaffenheit der sprachlichen Vorkommnisse verantwortlich gemacht werden." (Gloy
1997: 28).

28Wimmer, Sprachkritik und reflektierter Sprachgebrauch. In: Sprache und Literatur, 1983,
S. 3 ff: 8.

29Knell, Die normativistische Wende in der analytischen Philosophie. Zu Robert Brandoms
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aber ein verständlicher Sprachgebrauch angemessen, korrekt usw. ist, entschei-
det sich durch die normativen Einstellungen der an der jeweiligen sozialen
Praxis Beteiligten. Das heißt, man kann Sprache besser verstehen, wenn man
berücksichtigt, dass in konkreten Sprachspielen normative Praktiken durch
entsprechende Einstellungen der Beteiligten instituiert werden. Aber nicht die
Sprache entscheidet über die Legitimität oder den Konflikt dieser Praktiken
sondern die Beteiligten.

Das Normativitätsproblem verweist also nicht auf eine in der Sprache vorhan-
dene normative Bedeutungssubstanz sondern auf eine Praxis des Forderns und
Lieferns von Gründen, den sogenannten „space of reason“.30 Damit trifft sich
die „normativistische Wende“ der analytischen Philosophie mit den Ergebnissen
der Linguistik. Denn dort wurde schon immer betont, dass eine Sprachnorm
nicht durch Sprachgründe gerechtfertigt werden kann, sondern Sachgründe aus
dem jeweiligen Sprachspiel braucht. Wir müssen also davon ausgehen, dass wir
in der Sprache nicht nur Bewohner, sondern auch Architekten dieses „space of
reason“ sind.31 Damit wird offensichtlich, dass das Setzen einer Sprachnorm
die Möglichkeit ihrer Kritik hervorbringt und dass die Entscheidung über kon-
fligierende Sprachnormen keinen Erkenntnisakt, sondern ein ethisches Problem.

Juristisches Entscheiden ist semantische Arbeit an der Bedeutung sprachlicher
Ausdrücke. Diese Arbeit besteht in der Entscheidung von Bedeutungskonflikten
zur Festlegung auf Sprachnormen. Sprachnormen können aber nicht einfach
dadurch konstatiert werden, dass man im Wörterbuch nachschlägt. Sprachnor-
men deuten vielmehr auf legitimatorische Standards. Und die müssen angesichts
der Vielfalt und Divergenz des Sprachgebrauchs immer wieder gesetzt und auch
durchgesetzt werden. Solange Äußerungen überhaupt verständlich sind, ist jeder
Versuch zu ihrer Korrektur oder Zurückweisung bereits der erste Zug in einem
Normierungskonflikt, der auf bestimmte Standards der Legitimierung pocht. Die
aber sind selbst zu rechtfertigen. Denn in der Situation der Entscheidung über
Recht anhand von Sprache steht nicht Sinn gegen Unsinn, sondern Bedeutung
gegen Bedeutung, eine vorneweg so gut wie die andere. Normativität ist also
in der Tat kein Naturprodukt der Sprache, das man abbauen kann wie Boden-
schätze. Sprache ist ein Marktphänomen. Legitimität kann man sich dort nicht
umsonst besorgen. Man zahlt mit Argumenten. In der Praxis ihres Entscheidens
wissen die Juristen das. Nur in der Theorie ist es noch nicht angekommen.

Theorie begrifflichen Gehaltes und diskursiver Praxis. In: Allgemeine Zeitschrift für Philosophie
Jg. 25, H. 2, 2000, S. 225 ff, 235.

30Brandom, Making it explicit. Reasoning, Representing and Discursive Commitment.
Cambridge, Mass., London. 1994, S. 5.

31Knell, Die normativistische Wende in der analytischen Philosophie. Zu Robert Brandoms
Theorie begrifflichen Gehaltes und diskursiver Praxis. In: Allgemeine Zeitschrift für Philosophie
Jg. 25, H. 2, 2000, S. 225 ff, 245.
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Auslegung als Kontextualisierung einer Zeichen-
kette
In der Praxis entziehen sich also die sprachlichen Bedingungen den Vorgaben der
juristischen Bedeutungsspekulation. Das tatsächliche Vorgehen der Praxis ist viel
komplexer als die einlinigen Konstruktionen der klassischen Lehre. Wenn man
die Entscheidungssammlung eines beliebigen Gerichts betrachtet, dann fällt auf,
dass den einzelnen Entscheidungen Leitsätze teils vorangestellt, teils in zentraler
Position der Begründungstexte eingeschrieben sind. Unter diese Leitsätze, nicht
etwa unter den Normtext selbst, wird der zu entscheidende Fall subsumiert.32

Zwar sind die Leitsätze ihrerseits mit dem Normtext verknüpft, aber nicht im
Weg einer Subsumtionslogik, sondern über die Standards einer bestimmten
Argumentationskultur. Man müsste also bei realistischer Betrachtung sagen,
dass der Normtext mit einer Vielzahl von Rechtsnormen verbunden wird und
nicht etwa nur eine „enthält“. Wenn der Positivismus statt dessen eine Eins-
zu-eins-Beziehung zwischen Zeichen und Bedeutung, bzw. Gesetzestext und
Rechtsnorm unterstellt, übersieht er nicht nur auf der rechtstheoretischen Ebene
die Vielzahl von fallentscheidenden Leitsätzen. Vielmehr beachtet er auch auf
der sprachtheoretischen Ebene nicht, dass man mit einer Textinterpretation
nicht etwa die reine Bedeutung an die Stelle des Zeichens setzt, sondern nur
eine Zeichenkette an die Stelle einer anderen. Sobald man die sprachtheoretisch-
rechtsnormtheoretische Vorentscheidung als den blinden Fleck des Positivismus
einer Befragung unterzieht, fällt der gesicherte Ursprung weg, der die Kontinuität
der dogmatischen Ableitungen und die Homogenität des juristischen Diskurses
gewährleisten sollte. Es wird vielmehr deutlich, dass jede Entscheidung den
Normtext einem neuen Kontext aufpfropft33, welcher bei Erlass des Textes nicht
vorhersehbar war.

Unveränderlich vorgegeben ist der Konkretisierung nur der Normtext als Ze-
ichenkette. Die Rechtsnorm als tragender Leitsatz der Entscheidung muss
demgegenüber in einem von rechtsstaatlichen Anforderungen her strukturierten

32Dies wird besonders deutlich, wenn Leitsatz und Normtext exponiert nebeneinandergestellt
auftreten: So wird in den didaktischen Entscheidungsanmerkungen der Zeitschrift Juristische
Arbeitsblätter (JA) nach Leitsatz und Sachverhalt stets zunächst der Text der entscheidungsrel-
evanten Norm abgedruckt. Dies ist didaktisch ohne Zweifel sinnvoll, kann aber nicht verbergen,
dass die Subsumtion meist nicht unmittelbar unter diesen Normtext erfolgt. So wird etwa die
Frage, im welchem Konkurrenzverhältnis zwischen versuchtem Tötungsdelikt und vollendetem
Körperverletzungsdelikt stehen (Beispiel nach BGHSt 44, 196 = NJW 1999, 69 m. Anm.
Kudlich JA 1999, 452 ff.) allenfalls anhand der in der Rechtsprechung stets wiederholten
Formel entschieden, wonach „Gesetzeseinheit - und nicht Tateinheit - vorliegt, wenn der
Unrechtsgehalt einer Handlung durch einen von mehreren, dem Wortlaut nach anwendbaren
Straftatbeständen erschöpfend erfasst wird“ (wobei auch hier noch der Bedeutungskonflikt
entschieden werden muss, wenn vom einem „erschöpfenden Erfassen“ gesprochen werden kann),
keinesfalls aber anhand des Normtexts des § 52 StGB („Verletzt dieselbe Handlung mehrere
Strafgesetze oder dasselbe Strafgesetz mehrmals, so wird nur auf eine Strafe erkannt. Sind
mehrere Strafgesetze verletzt, so wird die Strafe nach dem Gesetz bestimmt, das die schwerste
Strafe androht. Sie darf nicht milder sein, als die anderen anwendbaren Gesetze es zulassen.“)

33Vgl. zu diesem Begriff Derrida, Signatur, Ereignis, Kontext, in ders., Randgänge der
Philosophie, 1976, S. 124 ff, 136.
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Vorgang erst erzeugt werden. Diese Neuformulierung des Problems erlaubt es,
Geltung und Bedeutung eines Normtextes zu unterscheiden. Wir wissen am
Beginn der Konkretisierung, dass der Normtext etwas bedeutet. Darin liegt seine
Geltung. Wir wissen aber vor seiner methodengerechten Verarbeitung nicht, was
er bedeutet. Denn diese Bedeutung des Normtextes wird als Rechtsnorm erst
von den Gerichten und gerade nicht vom Gesetzgeber erzeugt. Die Rechtsnorm
ist in dem Zeitpunkt, da ein Jurist mit der Prüfung eines Sachverhalts beginnt,
nicht nur deshalb und insoweit unfertig, als sich „ihr Sinn“ dann jeweils erst „in
der Konkretisierung vollendet“. Das ist die unzulängliche Problemformulierung
der Hermeneutik. Sie ist vielmehr, genau gesagt, in Bezug auf diesen Fall und in
dieser Phase der Entscheidung noch nicht vorhanden. Denn der Gesetzgeber hat,
realistisch gesehen, nicht Normen als bereits selbst normativ wirkende Größen
gegeben, sondern nur Vorläufer bzw. Eingangsdaten.

Der Gegenstand der Auslegung ist die „bedeutungskonflik-
tbeladende“ Zeichenkette
Als Anknüpfungspunkt juristischer Textarbeit kommt somit nicht die Bedeu-
tung in Betracht. Sie steht erst am Ende juristischer Arbeit und ist gerade
keine Voraussetzung. Gegenstand ist vielmehr das Textformular, die bloße
Zeichenkette. Damit ist natürlich nicht gesagt, dass dem vom Gesetzgeber
geschaffenen Normtext keinerlei sprachliche Bedeutung zukäme. Das wäre nicht
nur contraintuitiv, sondern man könnte dann die Zeichenketten des Rechts gar
nicht als solche erkennen.34 Normtexte sind keine bedeutungsleeren Zeichen,
ganz im Gegenteil: Normtexte haben in der Situation juristischer Entscheidung
eher zu viel als zu wenig Bedeutung. Mit dem Normtext als Zeichenkette wird
eine große Anzahl von Verwendungsmöglichkeiten verknüpft, die der Text in
die Entscheidungssituation mitbringt. Jeder der beiden streitenden Parteien
hat eine sehr spezifische Vorstellung davon, was der fragliche Normtext für
ihr Regelungsproblem „sagt“ oder „bedeutet“. Es gibt außerdem meist eine
Vielzahl dogmatischer Bedeutungserklärung in der Literatur und eine gewisse
Anzahl gerichtlicher Vorentscheidungen.35 Dazu kommen die mitgebrachten
Verwendungsweisen aus der Rechtstradition, der Entstehungsgeschichte, der
„Alltagssprache“ und der juristischen Fachsprache. Dieses Überangebot an Be-
deutung wird aber in der juristischen Arbeit zunächst eingeklammert. Die von
den Parteien und anderen vorgetragenen festen Kopplungen36zwischen Zeichen

34Somek , Der Gegenstand der Rechtserkenntnis, 1996, S. 59 Fußnote 284 und ders./Forgo,
Nachpositivistisches Rechtsdenken, 1996, S.36.

35Die Verfügbarkeit dieser Stellungnahme hat durch elektronische Datenbanken in der
vergangenen Jahren immens zugenommen. Würde man nur eine bestimmte Anzahl (etwa von
drei oder fünf) Nachweisen genügen lassen, um eine „herrschende Meinung“ zu konstruieren,
wäre dies über die Nachweismenge etwa in „juris“ erheblich leichter als mittels eines klassischen
Kommentars. Seriös betrachtet müssten mit der beliebiger werdenden Menge an Nachweisen
für jeden Standpunkt die Anforderungen an die Begründung angehoben werden, nicht zuletzt
da sich auch mehr Gegenstimmen leichter nachweisen lassen.

36Diesen von Fritz Haider in der Wahrnehmungspsychologie entwickelten Begriff verwendet
Luhmann, Die Gesellschaft der Gesellschaft, 1989, S. 196, 198 ff, 111 f und öfter. Vgl. auch D.
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und Bedeutung bzw. Textformular und Textbedeutung werden gelöst und es
entsteht ein Kopplungspotential. Die praktische Rechtsarbeit erstellt dann mit
Hilfe der methodischen Instrumente aus der losen Kopplung wieder eine feste
Form der Rechtssprache und muss ihr Ergebnis dann an normativen Vorgaben
und sprachlichen Anschlusszwängen legitimieren.

Der Zug der Einklammerung vorgefundener oder mitgebrachter Bedeutungen
ist für den entscheidenden Juristen unvermeidbar. Denn die mitgebrachten
Verwendungsweisen nicht nur der Parteien, sondern auch der Gerichte und der
Literatur schließen sich gegenseitig aus. Mitgebracht vom Normtext in die
Entscheidungssituation wird also nicht „die Bedeutung“, sondern der Konflikt
um die Bedeutung. Genau diesen Konflikt um die sprachliche Bedeutung muss
der Richter am praktischen Fall entscheiden.

2. Das Ziel der Auslegung ergibt sich aus den methoden-
bezogenen Normen der Verfassung
Der heutige Ansatz der Textwissenschaft liegt nicht beim Autor oder einer
vorgegebenen Bedeutung, sondern beim Leser. Die Bezeichnungen dafür sind
verschieden: Rezeptionsästhetik, reader orientated criticism oder Konstruk-
tivismus. Man kommt damit auf eine Wahrheit zurück, die schon Lichtenberg
formulierte, wenn er das Lesen als Picknick bezeichnete, zu dem der Autor die
Wörter und der Leser die Bedeutung beisteuern. Wenn man so den Vorgang
des Lesens ins Zentrum rückt, heißt das natürlich nicht, dass Autor und Text
verschwinden. Sie treten nur zurück als Ursprung bzw. Gegenstand der Bindung
des Lesers, tauchen aber wieder auf als Widerstände für die Konstruktionen des
Lesers. Denn der Leser ist bei der Konstruktion der Bedeutung nicht frei. Er
wird formiert in seiner Lesetechnik durch Ausbildung und jeweilige Kultur.37

Mitreden über die Bedeutung darf er erst als „projektierter Leser“, „informierter
Leser“, „Modell-Leser“, „Superleser“ usw.38 Der juristische Leser wird zunächst
durch Ausbildung und Prüfungsdruck formiert, später durch den Erfolg seiner
Lesarten als Anwalt vor Gericht bzw. als Richter in der Beurteilung durch die
Rechtsmittelinstanz. Erst durch diese Sprachdressur ist es möglich, dass sich die
Konstruktionen juristischer Leser überschneiden oder ähneln.39

Das Ziel der Auslegung, nämliche eine Verknüpfung herzustellen zwischen

Krause, Luhmann-Lexikon, 1996, S. 124.
37Vgl. dazu Stanley Fish, How Come You Do Me Like You Do? In: Texas Law Review

72(1993), S.57 ff, 58 sowie Pierre Schlag, The Problem off the Subject, in: Texas Law Review
69 (1991), S.1627 ff. Hier liegt der Ansatzpunkt einer professionssoziologischen Betrachtung
und empirischer Analysen. Vgl. dazu Martin Morlock, Vom Scheitern und der Wiederbelebung
(?) juristischer Methodik im rechtlichen Alltag. Der Theorie-Praxis-Bruch in juristischer
Methodenlehre und Soziologie, in: Rechtstheorie 2001 (im Erscheinen).

38Vgl. zu diesen Begriffen: Umberto Eco, Zwischen Autor und Text, in: derselbe, Zwischen
Autor und Text, München, Wien 1994 S.75 ff sowie ein knapper Überblick bei Ulfert Ricklefs
(Hrsg.) Fischer Lexikon Literatur, Frankfurt 1996, Stichwort Lesen/Leser

39Vgl. dazu Alexander Somek, Nikolaus Forgo, nachpositivistisches Rechtsdenken, Wien
1996, Kapitel 5, S231 ff.
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heiligem Text und abgeleitetem Text, lässt sich also nur durch eine Formierung
des Lesers erreichen. Wie diese aussehen soll, hängt natürlich davon ab, was
man vom Leser bzw. Juristen erwartet. Vorhersehbare Rechtssicherheit und
Einzelfallgerechtigkeit sind die Extrempunkte des möglichen Erwartungshor-
izonts. In den Grenzen dessen, was die Struktur der Sprache als Medium
des Rechts zulässt, sind Methodenfragen einer politisch-sozialen Entscheidung
zugänglich. Eine Rechtsordnung kann also etwa in ihrer Verfassung Regeln
formulieren, welche der Textarbeit der Gerichte Ziele vorgeben und somit ihre
eigene Anwendung mitbestimmen. Eine starke Betonung der Rechtssicherheit
würde etwa methodisch einlösbar durch eine Privilegierung von Wortlaut und
Systematik, dies natürlich mit dem Risiko von Formalismus und Versteinerung.
Eine Hervorhebung der Einzelfallgerechtigkeit lässt sich etwa durch besonderes
Schwergewicht auf Zweckargumente einlösen, dies natürlich mit dem Risiko
mangelnder Vorhersehbarkeit und Steuerungskraft des Rechts.

Es gab schon viele Versuche mit Hilfe spezieller normativer Regeln im Rah-
men eines Gesetzes dessen Anwendung mitzubestimmen. Einige davon sind
kläglich gescheitert. Andere waren ausgesprochen erfolgreich: Gescheitert sind
solche Versuche dann, wenn sie versucht haben die Anwendung des Rechts von
vornherein festzulegen, etwa durch Auslegungsverbote.40 Damit wird etwas
verlangt, was an der Sprache als Medium des Rechts scheitern muss. Zwar haben
wir uns mittlerweile daran gewöhnt, die Welt nur noch als widerstandsloses
Durchzugsgebiet für die Wünsche des Marktes zu begreifen. Aber manchmal
stoßen unsere Wünsche auf so etwas wie eine Natur der Sache. Jede Anwendung
einer Regel pfropft diese auf einen neuen Kontext auf und verschiebt sie damit
wenigstens minimal. Ein Verbot der Auslegung könnte also nur erfolgreich sein
als Verbot der Anwendung eines Gesetzes. Und selbst bei diesem Verbot müssten
wir wahrscheinlich bald über Ausnahmen nachdenken.

Dagegen sind Auslegungsregeln dann ausgesprochen erfolgreich, wenn sie durch
Festlegung erreichbarer Ziele dem Anwender ein offenes Orientierungsprogramm
bieten. Ein solches Erfolgsmodell stellen die methodenbezogenen Normen aus
dem Umkreis des Rechtsstaatsprinzips dar. Von den Gerichten wird eine sta-
bile und voraussehbare Rechtsanwendung verlangt. Hier liegt der Schwerpunkt.
Aber um die Gefahr der Versteinerung auszuschließen, liegt ein gewisses, wenn
auch kleineres Gegengewicht in dem Erfordernis der Einzelfallgerechtigkeit.
Diese grundlegende Vorgabe wird ergänzt durch eine Vielzahl flankierender
Einzelregelungen, wie etwa die Garantie effektiven Rechtsschutzes, die Begrün-
dungspflicht der Gerichte, die Garantie rechtlichen Gehörs usw.

40Solche Auslegungsverbote finden sich etwa im Strafrechtsdenken der Aufklärung, vgl.
Beccaria, Dei delitti e delle penne (zitiert nach der Ausgabe von W. Alff, 1996), S. 55 f., und
Feuerbachs Verbot wissenschaftlicher Kommentierung im Bayerischen StGB von 1813.
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3. Die Mittel der Auslegung kontextualisieren die Zeichen-
kette zur Entscheidung des Bedeutungskonflikts
Die juristische Sprachtheorie geht davon aus, daß eine versionslose Beschreibung
der Sprache möglich ist. Damit mißt sie sich die normalerweise der Hauptper-
son der Theologie vorbehaltene Position des absoluten Beobachters an. Die
juristische Theorie nimmt damit das Gesetz nicht als Medium im Sinne eines
Kopplungspotenzials, sondern als Form. Natürlich ist das Gesetz auch Form –
und zwar insoweit, als seine Bedeutung festgelegt wurde in allen vorangehenden
Entscheidungen. Aber für den neuen Fall dessen Entscheidung ansteht, weiß
man noch nicht, was das Gesetz bedeutet. Die Verbindlichkeit der Bedeutung
eines Wortes muß in einem sozialen Vorgang erst hergestellt werden. Was die
Sprache des Gesetzes für den neuen Fall bedeutet, muß erst noch ausdiskutiert
werden. Und beide beteiligten Seiten liefern dafür Argumente. Den Weg vom
Medium zur Form kann der Richter nicht alleine gehen. Es genügt dafür keine
monologische Erkenntnis. Er braucht die Beteiligten, deren Argumente und ein
ganzes von der Verfassung her strukturiertes Verfahren um diesen Weg zu bahnen.
Tatsächlich ist die juristische Arbeit also in jedem praktischem Fall unlösbar ins
Sprachgeschehen verstrickt. Ihre Fähigkeit zur Beobachtung der Sprache bleibt
hinter der Komplexität des wirklichen Sprachgeschehens weit zurück. Zu fragen
ist daher, welche Steuerungskraft Sprache für Rechtsentscheidungen noch haben
kann, wenn man den absoluten Standpunkt räumt?

Ohne archimedischen Punkt lassen sich in der Sprache keine zweifelsfreien Daten
aufweisen. Man kann über sprachliche Beobachtungen und Regelmäßigkeiten
immer weiter streiten und versuchen, bessere Versionen herzustellen. Aber das
ist nicht erst bei einer linguistischen Analyse, sondern schon bei einer ernsthaften
Untersuchung eines (juristischen) Laien ganz schön schwierig.

Das heißt aber, daß nach Räumung der absoluten Perspektive die Sprache als
widerständiges und sperriges Material juristischer Arbeit vorhanden bleibt. Man
kann sogar sagen, daß die Sprache in der juristischen Arbeit überhaupt erst
wirklich auftaucht. Denn die klassische juristische Sprachtheorie mußte ihre
objektiven Daten nicht begründen. Es genügte die Behauptung, jeder, der
die Augen Gottes hätte, könnte die Bedeutung sofort erkennen. Eine solche
"alles-oder-nichts"-Argumentation ist aber riskant. Entweder sie überzeugt,
unser Gegner erhebt die Hände, wendet die Augen gen Himmel und gibt sich
geschlagen, oder sie wirkt als Provokation. Deswegen sind sprachliche Argumente
in juristischen Entscheidungen auch selten. Und wenn sie als explizites Argument
anzutreffen sind, wirken sie seltsam willkürlich und inhaltslos.

Daraus ist abzuleiten, daß der ganze Reichtum und die ganze Weisheit der
Sprache, ihr Potential für Widerstand und Orientierung in der juristischen
Arbeit noch weitgehend unerschlossen ist. Dem in den Sonntagsreden der
Theorie eingenommenen Standpunkt des absoluten Beobachters entspricht in
der werktäglichen Praxis eine naive und unsystematische Bastelei.

In der Sprache gibt es durchaus Anschlußzwänge, und zwar in großer Anzahl.
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Aber diese lassen sich nicht mit naturhafter Notwendigkeit ausstatten. Es handelt
sich vielmehr um konventionelle Notwendigkeit, die ein Sprecher verändern oder
aufkündigen kann.41 Und die Beschreibung dieser Anschlußzwänge führt nicht
zu ’guiding rules’, sondern entsprechend dem Sprachgebrauch von Quine und der
sich anschließenden postanalytischen Diskussion zu sogenannten ’fitting rules’.
Es ist ein Konvergenzpunkt der heutigen linguistischen und sprachphilosophis-
chen Diskussion, dass die Sprache kein System von festen Regeln ist, welche
das Sprechen des Individuums determinieren, sondern eine entwicklungsoffene
Ganzheit die vom einzelnen Sprecher mitgestaltet wird.

Gegenstand von Bindungen praktischer Rechtsarbeit können damit nicht durch
die Sprache vorgegebene Regeln richterlichen Sprechens sein. Solche Bindungen
können vielmehr nur in der Sprache durch praktische Normierungsvorgänge
begründet werden. Nicht sprachliche Regeln binden den Richter, sondern durch
die Sprache vermittelte Standards und Normierungen der Legitimität richterlicher
Streitentscheidung.

Ausgangspunkt für eine Präzisierung des Problems juristischer Spracharbeit muß
der Streit um die Verknüpfung von Normtext und Sachverhaltserzählung mit dem
tragenden Leitsatz der Entscheidung sein. Dieser Streit kann auch als Auseinan-
dersetzung über die Bedeutung des Normtextes für den Fall aufgefaßt werden.
Das Problem für die Parteien besteht darin, ein bestimmtes Verständnis der
Textbedeutung gegen andere Verständnisweisen mittels spezifischer Argumente
durchzusetzen. Der Streit dreht sich also im Kern um sprachliche Gebrauch-
sweisen, um unterschiedliche grammatische Bedeutungserklärungen.

Auf dem Weg vom Medium zur Form wird also gestritten. Gestritten wird
um den Sachverhalt, das Verfahren oder um die Norm. Beim Streit um den
Sachverhalt geht es meist um die Bezeichnung des fraglichen Verhaltens, beim
Streit um die Norm eher um deren Bedeutung. Idealtypisch kann man also einen
Bezeichnungskonflikt um die Sachverhalte von einem Bedeutungskonflikt um die
Norm unterscheiden.42 Die Sprachwissenschaft hat für die Analyse solcher Kon-
flikte die Kategorie „semantischer Kampf“43 entwickelt44. Semantische Kämpfe
entzünden sich am Konflikt darüber, welche Bedeutung einem in Rede stehenden
Ausdruck zukommen soll. Semantische Kämpfe werden nicht um die Richtigkeit

41Vgl. dazu Ernst Tugendhart, Vorlesung über Ethik, Frankfurt/M. 1993, S. 36.
42Vgl. dazu Josef Klein, „Wortschatz, Wortkampf, Wortfelder in der Politik“, in: derselbe

(Hrsg.) Politische Semantik. Bedeutungsanalytische und sprachkritische Beiträge zur politis-
chen Sprachverwendung, Opladen 1989, S. 3 ff., 21 ff.; sowie Fritz Hermanns, Schlüssel-, Schlag-
und Fahnenwörter. Zu begrifflichkeit und Theorie der lexikalischen „politischen Semantik“,
Heidelberg, Mannheim 1994, S. 31 ff.

43Vgl. Rudi Keller, Kollokutionäre Akte, in: Germanistische Linguistik 1/ 2, 1977, S. 1 ff.,
24. Siehe zuvor schon Reinhart Koselleck, Begriffsgeschichte und Sozialgeschichte, in: derselbe,
Vergangene Zukunft. Zur Semantik geschichtlicher Zeiten, Frankfurt 1979, (urspr. 1972),
S. 107 ff, 113: „Der semantische Kampf, um politische oder soziale Positionen zu definieren
und kraft der Definitionen aufrecht zu erhalten oder durchzusetzen, gehört freilich zu allen
Krisenzeiten, die wir durch Schriftquellen kennen.“

44Vgl, als Aufnahme der Jurisprudenz: Thomas M. Seibert, Zeichen, Prozesse, Berlin 1996,
S. 61 ff.
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des Sprachgebrauchs geführt, sondern darum, den eigenen Sprachgebrauch zum
Maßstab der Richtigkeit zu machen. Der „Streit um Worte“ gilt als ein „Kampf
um Bedeutung“ nichts geringerem als den Wörtern und Ausdrücken selbst45.
Gerade im Streit um die Bedeutung des Normtextes tritt dieses letzte Moment
besonders klar hervor. Das Ziel der an dem semantischen Kampf Beteiligten
liegt darin, den jeweils eigenen Interpretationsvorschlag auf Kosten des Gegners
so durchzusetzen, dass die betreffende Bedeutungserklärung als einzig legitime
Interpretation des Normtextes im Hinblick auf den Fall akzeptiert wird.

Vor dem Hintergrund der sprachwissenschaftlichen Kategorie des semantischen
Kampfes läßt sich das juristische Handeln damit als Versuch zur Durchsetzung
einer bestimmten Textbedeutung verstehen. Ein solches Durchsetzen46 vollzieht
sich allerdings nicht als freie Erfindung ex tabula rasa. Die Durchsetzungshand-
lung knüpft an eine ’bestehende’ Regel an, die ihrerseits mit anderen Regeln der
sozialen Lebensform zusammenhängt47. Die genannten Regeln sind jedoch nicht
sprecherunabhängig in der Weise vorgegeben, dass die Durchsetzungshandlung
nur als Pochen auf ihre schlichte Anwendung zu verstehen wäre. Vielmehr
werden diese Regeln in der Sprachpraxis erst festgelegt und ausgehandelt, ohne
dass dabei ein kreatives Moment von vornherein ausgeschlossen werden könnte.
Der Begriff „Durchsetzen“ bezieht sich nun genau auf diese nicht auflösbare
Verknüpfung von Regelwiederholung und Regeländerung in der Sprachpraxis.

Ein Bedeutungskonflikt wird entschieden, indem man das fragliche Zeichen kon-
textualisiert. Die Gerichte bestimmen die Bedeutung eines Gesetzestextes, indem
sie andere Texte zur Bestätigung oder Abgrenzung heranziehen. Zum anderen
können die einzelnen Kontexte die mögliche Bedeutung nicht nur fortschreitend
reduzieren, sondern oft auch gegenüber dem vorigen Kontext noch vermehren.48

Ob eine Reduzierung oder eine Vermehrung von Bedeutung durch die Kontex-
tualisierung vom Rechtsanwender gewünscht ist, hängt dabei auch davon ab,
wie er mit einer gegenläufigen Lesart umgehen will: Will er sie widerlegen, wird
er sich bemühen, sie durch Bedeutungsreduzierung auszuschließen; will er sie
dagegen in seine eigene Argumentation integrieren, kann es auch hilfreich sein,

45Entsprechend spricht dann etwa Hillary Putnam, Die Bedeutung von „Bedeutung“, 2.
Aufl., Frankfurt/M. 1990, S. 65 ganz allgemein in Hinblick auf die Kenntnis und Aneignung
von Bedeutung treffend von dem „Erwerb eines Wortes“.

46Vgl. zum Begriff „Durchsetzen“ Michael Sokolowsi, Wenn zwei sich streiten, was versteht
der Dritte? Zur praktischen Semantik kompetitiven Handelns als Grammatik politischen
Sprechens, in Vorbereitung, Manuskript S. 83 f., 91 und öfter; Rudi Keller, Kollokutionäre
Akte, in: Germanistische Linguistik 1/2, 1977, S. 1 ff, 28

47Vgl. dazu auch den Kontext des Akzeptierens von Regeländerung: Hans Jürgen Heringer,
u.a., Einführung in die Praktische Semantik, Heidelberg 1977, S. 26: „Das Akzeptieren geschieht
natürlich nicht im luftleeren Raum, sondern durch gemeinsames Handeln und darum auf der
Basis schon anerkannter gemeinsamer Regeln. Also auch im Akzeptieren neuer Regeln ist ein
Individuum abhängig von den Regeln, die es beherrscht und damit von einer sozialen Gruppe.
Dabei wirken auch vor allem Zwänge, gesellschaftliche Konflikte usw. mit, nicht etwa die freie
Entscheidung freier Individuen.“

48So kann z.B. die Systematik die Bedeutungsvarianten gegenüber dem ersten grammatischen
Zugriff sogar vervielfachen, da der Sprachgebrauch des Gesetzes in der Alltagssprache und
in Lexikoneinträgen oft gerade nicht erfasst ist. Oder eine historische Betrachtung bringt
Bedeutungsmöglichkeiten an den Tag, an die der Leser der Gegenwart nicht spontan denkt.
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ihre Grenzen nur durch Bedeutungserweiterung „softer“ verlaufen zu lassen.

Die Kontexte werden erschlossen durch die sogenannten canones der Auslegung.
Als klassische canones nach Savigny erschließt die grammatische Auslegung
den Kontext des Fachsprachgebrauchs bzw. der Varianten der Alltagssprache.
Die systematische Auslegung erschließt den Kontext des Gesetzes bzw. der
Rechtsordnung als Ganzes. Die historische Auslegung erbringt den Kontext
früherer Normtexte und die genetische den der Gesetzesmaterialien. Ein weiterer
Kontext für die Entscheidung ist „die Wirklichkeit“ bzw. – da niemand einen
privilegierten Zugang zur Realität – die Nachbarwissenschaften wie Soziologie,
Psychologie, Ökonomie usw.49 Der Name für diesen Kontextlieferanten wechselt.
Früher sprach man von der Natur der Sache oder von natürlichen Ordnungen.
Das Bundesverfassungsgericht spricht neuerdings von Normbereichselementen.
Neben diese einfachen Elemente, deren Leistung nur eben darin besteht, Kontexte
zu erschließen, treten die zusammengesetzten Argumentformen wie z.B. die
teleologische Auslegung und die verschiedenen Schlussformen.

Diese Mittel der Auslegung sind weder von der Sprache noch von der Natur des
Verstehens her vorgegeben. Trotzdem ist auffällig, dass z.B. Wortlaut, Entste-
hung, Systematik und Zweckargument in ganz verschiedenen Rechtstraditionen
und von ganz verschiedenen Gerichten durchgängig verwendet werden. Der
sachliche Grund für diese Ähnlichkeit dürfte wohl in der holistischen Struktur
sprachlicher Bedeutung liegen.50 Danach lässt sich die Bedeutung eines Textes
nur in der entwicklungsoffenen Gesamtheit einer Sprache bestimmen.51 Diese
Erkenntnis ist sozusagen der Konvergenzpunkt so unterschiedlicher Entwicklun-
gen wie der angelsächsischen postanalytischen Philosophie, der in Frankreich
unter dem Stichwort Dekonstruktion entwickelten Strukturalismuskritik52 und

49Ein anschauliches Beispiel für diese Rolle der „Wirklichkeit“ ist die gegenwärtige Diskussion
im Bereich des Informationsrecht. Wo über die „Verantwortlichkeit im Internet“ diskutiert
wird (vgl. bereits die Titel der Monographien von Bleisteiner, Rechtliche Verantwortlichkeit
im Internet, 1999 und Sieber, Verantwortlichkeit im Internet, 1999), treten rasch gewisse tech-
nische Grundvoraussetzungen dieses Mediums in den Vordergrund (was neben dem fehlenden
technischen Sachverstand der Zielgruppe ein zweiter Grund dafür sein mag, dass die meisten der
einschlägigen Monographien und Handbücher ausführliche technische Einführungen enthalten),
etwa die bewusst hierarchische Struktur, die weltweite Abrufbarkeit von Informationen und
die angesichts der riesigen Datenmengen sehr beschränkten Überwachungsmöglichkeiten etwa
bei einer Durchleitung. Wenn dann z.B. die Zuordnung einzelner Diensteanbieter in das
abgestufte Verantwortlichkeitssystem von § 5 TDG erfolgt, wird die Subsumtion teilweise
darauf gestützt, ob die entsprechenden Personen tatsächlich Kontrollmöglichkeiten haben oder
nicht, vgl. geradezu exemplarisch die auf technische Gegebenheiten gestützten „Gründe und
Auslegungsprinzipien der unterschiedlichen Verantwortlichkeitsregelungen“ bei Sieber, a.a.O.
Rdnrn. 279, 280 ff.

50Die holistische Struktur von Bedeutung wurde in der postanalytischen Philosophie vor
allem von Davidson und Rorty herausgearbeitet. Vgl. als gut verständliche Darstellung: V.
Mayer, Semantischer Holismus. Eine Einführung, 1997.

51Dazu V. Mayer, Semantischer Holismus. Eine Einführung, 1997, S. 193 ff., v.a. 209 ff.
Grundsätzlich zum „pragmatischen“, bzw. „praktischen Holismus“ Rorty, Kontingenz, Ironie
und Solidarität, Frankfurt/M. 1992.

52Vgl. dazu Derrida, Semiologie und Grammatologie. Gespräch mit Julia Kristeva, in: ders.,
Positionen, 1986, S. 52 ff., 66 f. und öfter. Vgl. zur Entstehung des Poststrukturalismus aus
der Kritik des Strukturalismus: Münker/Roesler, Poststrukturalismus, 2000, S. 21 ff m.w.N.
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der in Deutschland unter Berufung auf die Humboldt-Tradition53 vollzogenen
pragmatischen Wende in der Sprachwissenschaft. Aber wenn Bedeutung eine
holistische Größe ist und man über den Konflikt verschiedener Lesarten entschei-
den muss, ist das Ganze gerade nicht verfügbar. Das heißt, man muss die
Kontexte schrittweise abarbeiten, ohne sich die Illusion machen zu können, damit
das Ganze restlos im Griff zu haben. Die Formen dieses schrittweisen Erschließens
von Bedeutung haben sich dann historisch herausgebildet und stabilisiert in den
heutigen canones der Auslegung.

Fazit: Der Nutzen der Rechtslinguistik
Wenn man die Fiktion einer Bindung des Richters an die objektive Bedeutung
des Textes aufgibt, folgt daraus nicht Regellosigkeit. Vielmehr treten an die
Stelle fiktiver Bindungen wirkliche Bindungen. Als aus dem Rechtsstaatsprinzip
und anderen methodenbezogenen Normen abgeleitete Forderungen nach Kon-
trollierbarkeit und Nachvollziehbarkeit juristischen Handelns beziehen sich diese
Bindungen auf den mit der Formulierung von Sprachregeln verknüpften Prozess
der Sprachnormierung. Die Notwendigkeit der Sprachnormierung eröffnet damit
auch die Chance einer Sprachkritik als metakommunikative Auseinanderset-
zung über die Sprachnorm. Wenn Kommunikation kein durch vorgegebene
Regeln automatisierter Vorgang ist, sondern Raum für sinnkonstitutive Akte
enthält, dann beinhaltet sie auch die Möglichkeit einer kommunikativen Ethik54,
die diese gestalterischen Eingriffe zwar nicht, wie die Theorie der kommunika-
tiven Kompetenz annimmt, einer vollständigen Steuerung unterwirft, aber doch
kritisierbar macht. Die linguistische Diskussion kann somit jedenfalls die struk-
turelle Möglichkeit von Bindungen beim Prozess der Regelerzeugung dartun,
indem sie auf die Sprachreflexionen als Ermöglichungsbedingung für die Entwick-
lung einer kommunikativen Ethik hinweist. Das Rechtsstaatsprinzip mit seinen
Anforderungen an die Begründung juristischer Entscheidungen kann insoweit
als ein kodifizierter Sonderfall kommunikativer Ethik angesehen werden. Es
kodifiziert eine bestimmte Kultur des Streitens, welche als Auseinandersetzung
über sprachliche Normierung auch im alltäglichen Handeln vorkommt, im juristis-
chen Bereich aber durch Rechtsprechung und Lehre eine spezifische Ausprägung
erfahren hat.

Der Normtext ist damit trotz Fehlens von Objektivität und Normativität der
Sprache nicht den willkürlichen Launen des Richters preisgegeben. Denn dieser

Eine detaillierte Darstellung der Kritik Derridas an der strukturalistischen Sprachtheorie findet
sich bei Roggenbuck, Saussure und Derrida, 1998; sowie knapper bei Köpper, Dekonstruktive
Textbewegungen, 1999, S. 24 ff

53. Die Rückkehr zur Humboldt ist gerade wieder ein Stichwort in der heutigen linguistischen
Diskussion. Vergleiche dazu Scharf (Hrsg.) Wilhelm von Humboldts, Sprachdenken, 1989;
Trabant, Traditionen Humboldts, Frankfurt/M.1990.

54Vgl. zum Begriff einer kommunikativen Ethik: Heringer, Sprachkritik — Die Fortsetzung
der Politik mit besseren Mitteln, in: ders., (Hrsg.), Holzfeuer im hölzernen Ofen, 1982, S. 3
ff., 27 ff. Grundsätzlich auch zu Konversationsmaximen: Grice, Logik und Konversation, in:
Meggle (Hrsg.), Handlung, Kommunikation, Bedeutung, 1979, S. 243 ff.
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ist im Rahmen des Rechtsstaats nicht Gesetzgeber erster Stufe, der sich die
Obersätze seiner Subsumtionen selbst schafft, sondern nur einer zweiter Stufe,
der seine Entscheidung zurückführen muss auf einen vom Parlament geschaffenen
Normtext. Zurückführen heißt dabei nicht, dass die Entscheidung dem Normtext
entnommen werden muss oder auch nur aus ihm herausgelesen werden könnte.
Der Normtext ist nicht der große Behälter für kleine Entscheidungen. Zurück-
führen heißt vielmehr, dass sich der Richter im Rahmen einer durch Verfassung
und Wissenschaft definierten Argumentationskultur vom Normtext irritieren
lässt. Denn man kann im Rahmen einer solchen Argumentationskultur dem
Normtext nicht jede beliebige Entscheidung zurechnen.

Über die Pflicht zur Begründung der Entscheidung ist der Richter an überprüf-
bare Maßstäbe gebunden. Dieser Pflicht des Gerichts entspricht auf der Seite
des Bürgers ein Recht auf Sprache. Er hat ein subjektives Recht darauf, dass der
Richter seine Entscheidung nicht einfach nur fällt, sondern in der Begründung
auch dem demokratisch legitimierten Normtext sprachlich zurechnet. Direkt
mit Hilfe von Rechtsmitteln gegen die Entscheidung und indirekt mit Hilfe der
fachlichen Kritik ist dieses Recht auch durchsetzbar. Der Ansatzpunkt ist somit
ein sprachspiel-immanenter. Man darf im Unterschied zur rein deskriptiven Ar-
gumentationstheorie weder auf einen kritischen Maßstab vollständig verzichten,
noch im Sinne der Theorie des praktischen Diskurses einen philosophischen Ra-
tionalitätsmaßstab auf den Gegenstandsbereich des Rechts anwenden. Entgegen
solchen Übertragungen von notwendig deduktiver Form liegt die Chance der
Rechtstheorie darin, induktiv bei den praktischen Problemen anzusetzen.
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